
Bei einem vertraulichen Treffen am Frei-
tag vor einer Woche vereinbarten die
Länderchefs, die Pläne der Kanzlerin, die
Ausgaben für Bildung und Forschung zu
erhöhen, nicht länger mitzutragen. We-
gen der Steuerausfälle sei es unmöglich,
die Forderung des schwarz-gelben Koali-
tionsvertrags einzuhalten, bis 2015 zehn
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für
Bildung und Forschung auszugeben, hieß
es. Diese Meinung teilten die meisten der
Anwesenden, darunter auch Hessens Re-
gierungschef Roland Koch (siehe neben-
stehendes Gespräch) und der Sachse Til-
lich. Merkels Leute waren sofort alar-
miert: „Koch läuft wie ein Rambo durch
die Republik“, erregte sich ein Vertrauter.
Bundesbildungsministerin Annette Scha-
van sagte, das Zehn-Prozent-Ziel sei ei-
ner der „absoluten Schwerpunkte für die
Bundesregierung“, das nicht zur Dispo -
sition stehe.
Es gibt gute Gründe, die Bildung vom

Sparen auszunehmen, aber Koch hatte
wenigstens den Mut aufgebracht, konkret
zu werden. Im Kanzleramt rechnete man
derweil durch, was es bringen würde, die
Pendlerpauschale abzuschaffen, es wäre
ein sinnvoller Schritt, der pro Jahr rund
vier Milliarden Euro in die Kassen spülen
würde. Aber er würde Ärger mit der CSU
bedeuten, deshalb bleibt er wohl vorerst
in der Schublade.
Auch eine andere Idee, die gerade un-

ter den Ministerpräsidenten die Runde
macht, will Merkels Kanzleramt im Keim
ersticken: eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer. „Für mich ist völlig klar, dass wir
mit Sparen allein den Haushalt nicht sa-
nieren werden. Es wird eine Debatte über
die Erhöhung der Mehrwertsteuer ge-
ben“, sagt ein CDU-Ministerpräsident.
Auch der hessische Regierungschef Koch
spricht offen über das bislang Unaus-
sprechliche. „Wir können Steuererhöhun-
gen nur vermeiden“, sagt er im SPIEGEL-
Gespräch, „wenn wir die staatlichen Aus-
gaben entsprechend den Vorgaben der
Schuldenbremse senken.“ Niedersach-
sens Regierungschef Christian Wulff hat
im kleinen Kreis schon mehrfach erklärt,
dass die Regierung um eine „Verbesse-
rung der Einnahmesituation“ nicht her -
umkomme. Merkel aber will verhindern,
dass die Debatte aufbrandet. Eigene Vor-
schläge zur Rettung des Haushalts hat sie
bislang nicht unterbreitet.
Im Moment sieht es also nicht so aus,

als wolle Merkel in die Kaste der Mutigen
und Tatkräftigen wechseln. Es gehen kei-
ne Impulse von ihr aus, sie hebt lieber
auf, was die Schreddermaschine des Ber-
liner Politikbetriebs ausspuckt. Sie ge-
staltet das Land nicht, offenbar genügt
ihr ein Dasein in Kategorie Nummer
zwei.

MARKUS FELDENKIRCHEN, RALF NEUKIRCH,
RENÉ PFISTER, MERLIND THEILE, 

NIKLAS WIRMINGHAUS

SPIEGEL: Herr Koch, ist Angela Merkel
noch die richtige Kanzlerin?
Koch: Ja.
SPIEGEL: Warum haben Sie dann in den
vergangenen Wochen ihre mangelnde
Entschlossenheit kritisiert?
Koch: Wenn Sie genau gelesen hätten,
wäre Ihnen aufgefallen, dass ich die Füh-
rung der Koalition insgesamt gemeint
habe, mich eingeschlossen. Es war unser
gemeinsamer Fehler, nach der Bundes-
tags- und vor der NRW-Wahl die Proble-
me möglichst behutsam anzugehen. Das
Abwarten hat zu mehr Unruhe und Angst
in der Öffentlichkeit und in der Koalition
geführt als jede möglicherweise nötige,
auch harte Entscheidung.
SPIEGEL: Jetzt haben die Wähler in NRW
das Machtwort gesprochen.
Koch: Das ist in gewissem Umfang richtig.
SPIEGEL: Nun fehlt Ihnen aber die Mehr-
heit im Bundesrat, um die schwarz-gelben
Projekte umzusetzen. Sie müssten einen
neuen Koalitionsvertrag aushandeln. 
Koch: Wir müssen jetzt einen Strich zie-
hen und den Bürgern klar sagen, was geht
und was nicht. Wir dürfen keineswegs
langsamer werden, sondern müssen das
Tempo forcieren. Die Entscheidung der
Bundeskanzlerin, die Steuersenkungen
zu vertagen, ist ein wichtiger erster
Schritt. FDP und CSU haben signalisiert,
dass das alle verstanden haben.
SPIEGEL: Wie wollen Sie ohne Mehrheit
im Bundesrat die Laufzeit der Atomkraft-

werke verlängern oder eine Kopfpauscha-
le im Gesundheitswesen durchsetzen?
Koch: Dass Gesetze in zustimmungsfreie
und -pflichtige Teile gespalten werden,
gehört seit 60 Jahren zum gesetzgeberi-
schen Handwerk in dieser Republik. Da
Rot-Grün den Ausstieg aus der Kernener-
gie seinerzeit ohne Zustimmung des Bun-
desrats durchgepaukt hat, werden wir
auch Änderungen des Gesetzes auf dem
gleichen Weg vollziehen dürfen. Aber das
sind nicht die drängendsten Fragen.
SPIEGEL: Wir sind gespannt.
Koch: Die Schuldenbremse in der Verfas-
sung zwingt uns dazu, die staatlichen Aus-
gaben in den nächsten Jahren dramatisch
zurückzuführen. Es geht nicht mehr um
die Frage, ob wir sparen, sondern wie wir
sparen. Manche hegen offenbar noch die
Illusion, sie könnten Ausgabepositionen
finden, bei denen alle übereinstimmend
der Auffassung sind, es könne locker
ohne Widerspruch gespart werden. Das
wird nicht gelingen.
SPIEGEL: Sie haben selbst Einschnitte bei
der Kinderbetreuung und bei der Bildung
vorgeschlagen – und damit einen Protest-
sturm in der eigenen Partei entfacht.
Koch: Ich habe offenbar das Privileg, Men-
schen aufregen zu können. Das nutze ich
und sehe im Unterschied zu manchen Kol-
legen nicht meine Aufgabe darin, Auf -
regung zu vermeiden. Ich glaube nämlich
vielmehr, dass wichtige demokratische
Prozesse ohne Aufregung gar nicht in
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„Ende der Behutsamkeit“
Hessens Ministerpräsident Roland Koch, 52 (CDU), über Sparen
mit dem Rasenmäher, die Folgen der Euro-Rettung und die
 Niederlage seiner Partei bei der Wahl in Nordrhein-Westfalen

CDU-Politiker Koch: „Wir leben in dramatischer Weise über unsere Verhältnisse“



Gang kommen. Wir müssen in den nächs-
ten Jahren 50 Milliarden Euro einsparen.
Das ist eine gewaltige Größenordnung.
Deshalb müssen wir raus aus den alten
Fronten, bei denen jeder erst mal sagt,
was nicht geht, jedenfalls nicht vor seiner
Haustür und in seinem Politikfeld.
SPIEGEL: Sogar die Kanzlerin kritisiert Ihre
Bemerkungen zur Bildung.
Koch: Der Bund hat es aber auch leichter,
weil der Bildungsanteil am Haushalt mi-
nimal ist. Die Länder dagegen stecken 80
Prozent ihrer Etats in Bildung und Si-
cherheit.
SPIEGEL: Bildung und Kinderbetreuung
sind Investitionen in die Zukunft. Bil-
dungsministerin Annette Schavan hält es
für eine Sünde, ausgerechnet hier mit
dem Sparen anzufangen.
Koch: Was wäre wohl los gewesen, wenn
ich zuerst über die rund 80 Milliarden
Euro staatlichen Zuschüsse zur Renten-
versicherung gesprochen hätte? Dann wä-
ren Vertreter der älteren Generation mit
derselben Empörung über mich hergefal-
len wie jetzt die Bildungspolitiker. Natür-
lich hält jeder das eigene Anliegen für
prioritär. Nur hat sich etwas verschoben.
Früher bedeutete Priorität, dass ein Be-
reich mehr Geld bekam. Heute bedeutet
Priorität, dass er beim Kürzen oder beim
Kappen von Steigerungen besser behan-
delt wird. Wir dürfen nicht länger mehr
ausgeben, als wir einnehmen. Das wäre
ein Versündigen an der Zukunft.
SPIEGEL: Unterscheiden Sie doch mal bitte,
welche die wichtigen und welche die we-
niger wichtigen Ausgaben sind.
Koch: In der Tat gehören Bildung und Kin-
derbetreuung zu den Feldern, in denen
am wenigsten gespart werden kann. Aber
gespart werden muss auch hier. Und das
sage ich nicht theoretisch, sondern in der
Verantwortung für meinen Haushalt. 
SPIEGEL: Wie meinen Sie das?
Koch: Bund und Länder haben in besseren
Zeiten verabredet, dass wir ab 2015 rund
13 Milliarden Euro jährlich mehr für Bil-

zen aus einer einzigen Maßnahme, liegt
abseits jeder Realität.
SPIEGEL: Das heißt Rasenmäher.
Koch: Ja, aber ein differenzierter Rasen-
mäher: einer, der die Blumenbeete stehen
lässt. Vor vier Jahren haben wir das 
mit der sogenannten „Koch-Steinbrück-
Liste“ schon einmal geschafft. Was wir
damals erreicht haben, entlastet den Staat
noch heute um 8,5 Milliarden Euro jähr-
lich. Ich habe keinen Zweifel, dass man
da noch einmal zehn Prozent streichen
kann. 
SPIEGEL: Und wenn das alles nicht reicht,
muss die Regierung am Ende doch die
Steuern erhöhen.
Koch: Ich will keine Steuern erhöhen. Wir
dürfen nicht die 13 Millionen Bundesbür-
ger entmutigen, die heute 50 Prozent aller
Steuern zahlen. Aber richtig ist auch: Wir
können Steuererhöhungen nur vermei-
den, wenn wir die staatlichen Ausgaben
entsprechend den Vorgaben der Schul-
denbremse senken. 
SPIEGEL: Die Regierung wusste schon im
vergangenen Jahr, dass kein Geld in der
Kasse ist. Warum haben Sie nicht früher
mit dem Sparen angefangen?
Koch: Im vergangenen Jahr steckte die
Wirtschaft noch in der Rezession. Hätten
wir damals die Ausgaben heruntergefah-
ren, hätten wir den Aufschwung zerstört.
SPIEGEL: Und seit der Wahl in NRW sieht
die Welt anders aus?
Koch: Die Finanzlage von Bund, Ländern
und Kommunen hat sich dramatisch zu-
gespitzt. Die Dimension des Problems ist
viel größer, als viele selbst in meiner Par-
tei wahrhaben wollen. Deshalb ist jetzt
der Moment gekommen, wo wir den
Menschen in aller Offenheit sagen müs-
sen: Wir leben in dramatischer Weise
über unsere Verhältnisse. Die Zeit der
Behutsamkeit ist vorbei.
SPIEGEL: Andere Nationen werden nun
mit deutschen Steuergeldern gerettet. Ver-
stehen Sie, dass sich die Begeisterung für
Einsparungen hier in Grenzen hält? 
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dung ausgeben wollen. Für Hessen wären
das 500 Millionen Euro zusätzlich pro
Jahr. Dieses Geld haben wir nicht, denn
die Wirtschaft ist im vergangenen Jahr
um fünf Prozent eingebrochen. So schwer
es fällt, wir werden das Zehn-Prozent-
Ziel für Bildung verschieben müssen.
SPIEGEL: Haben Sie noch weitere Sparvor-
schläge – wo Sie gerade in Fahrt sind.
Koch: Bei der Arbeitslosenversicherung
gibt der Bund zweistellige Milliardenbei-
träge für Beschäftigungsmaßnahmen aus.
Das kann man nicht ignorieren. Ich bin
auch sehr dafür, dass wir bei den Subven-
tionen kürzen, von den Steinkohlehilfen
über die Zuschüsse für den öffentlichen
Personen-Nahverkehr bis zu den Subven-
tionen für die energieintensive Industrie.
Und nichts wird ohne Ärger abgehen,
denn Kürzungen beim Nahverkehr be-
deuten höhere Fahrpreise oder ein gerin-
geres Angebot. Nach mehr als einem
Jahrzehnt Regierungserfahrung weiß ich:
Das meiste Geld sparen Sie dadurch, dass
Sie überall etwas sparen. Zu glauben, bei
dieser Größenordnung kommt der Bat-

Forschung an der TU Chemnitz, Kohleabbau im Saarland: „Natürlich hält jeder das eigene Anliegen für prioritär“
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Koch: Doch, das kann ich sehr gut verste-
hen. Trotzdem haben wir keine Alterna-
tive. Wenn wir wollen, dass sich die an-
deren in Europa künftig an Ausgabegren-
zen und Defizitregeln halten, müssen wir
Deutschen erst recht unsere Hausaufga-
ben machen. Wir müssen aus purem Ei-
gennutz dafür sorgen, dass wir die Defi-
zitregeln einhalten. Sonst kommt der
Brüsseler Sparkommissar bald auch nach
Deutschland. 
SPIEGEL: Die EU hat milliardenschwere
Garantien zur Rettung des Euro bewilligt.
War das Paket notwendig?
Koch: Die Entscheidung war unvermeid-
lich. Sie bedeutet allerdings einen Para-
digmenwechsel, den wir den Menschen
erklären müssen. Hätten wir anders ge-
handelt, wäre es das Ende der Europäi-
schen Union und des Euro gewesen.
SPIEGEL: Bundesbank-Chef Axel Weber
warnt vor „stabilitätspolitischen Risiken“.
Koch: Da hat er recht. Es handelt sich um
eine beispiellose Rettungsaktion, die mit
den traditionellen Regeln der Geldpolitik
nur schwer zu vereinbaren ist. Das löst
natürlich Sorgen und Irritationen aus. Un-
sere Souveränität als Nationalstaat wird
weiter eingeschränkt, da hilft kein Drum-
herumreden. Brüssel gewinnt an Einfluss,
die Wirtschafts- und Budgetpolitik wird
in stärkerem Maße europäisiert, als das
in den Verträgen vorgesehen war.
SPIEGEL: Faktisch ist Europa also weiter
integriert, als uns das bewusst war.
Koch: Sagen wir es so: Der Euro hat die
europäischen Staaten viel stärker vonein -
ander abhängig gemacht, als viele es
wahrhaben wollten. Wir können nicht
mehr so tun, als ob uns die Probleme
 unserer Nachbarn nichts angingen. Wir
Deutschen profitieren wie kein anderes
Land von unseren europäischen Nachbar-
ländern. Jetzt müssen wir mehr dafür be-
zahlen, als wir gedacht haben. Wir müs-

* Ralf Beste, Michael Sauga im Frankfurter Flughafen.

sen jedenfalls ein größeres Risiko dafür
übernehmen. Wir können nicht einfach
Länder aus dem Euro werfen, wenn sie
Probleme mit dem Schuldendienst haben.
Und wenn wir es könnten und täten,
wäre der Schaden für niemanden größer
als für Deutschland.
SPIEGEL: Der französische Präsident Sar-
kozy nennt das Ergebnis eine „veritable
Wirtschaftsregierung“. So etwas wollte
die Bundesregierung immer vermeiden.
Koch: Dieses Wort schadet mehr, als es
nutzt. Wir Deutschen wollen keine euro-
päische Regierung, die unser tägliches
Wirtschaften bestimmt. Wir wollen eine
neue Balance. Wenn wir gemeinschaftlich
haften, müssen einzelne Regierungen ga-
rantieren, dass bestimmte Fehler unter-
bleiben. Wenn sie diese Fehler doch ma-
chen, müssen wir eingreifen können.
Sonst sind wir die Geprellten. Das ist aber
deutlich weniger als eine Wirtschafts -
regierung.
SPIEGEL: Was muss man dafür ändern? 
Koch: Eine Art Schuldenbremse, wie wir
sie eingeführt haben, könnte auch für an-
dere Euro-Staaten als Modell dienen. Ge-
braucht wird ein unabhängiger Mechanis-
mus, der eine solide Haushaltsführung ga-
rantiert. Auch die heilsame Wirkung des
Internationalen Währungsfonds in dieser
Krise sollte uns eine Lehre sein. Wolfgang
Schäuble hat einen Europäischen Wäh-

rungsfonds vorgeschlagen. Das halte ich
für eine gute Idee.
SPIEGEL: Die CDU hat in NRW über zehn
Prozentpunkte verloren. Liegt das an
Merkels Strategie, die CDU in die Mitte
zu verschieben?
Koch: Angela Merkel und ich sind uns völ-
lig einig darin, dass eine Volkspartei neue
gesellschaftliche Strömungen aufnehmen,
aber auch diejenigen mitnehmen muss,
die uns schon lange vertrauen. Sonst kön-
nen wir den Anspruch auf 40 plus x Pro-
zent der Wähler nicht aufrechterhalten.
SPIEGEL: Was ist denn versäumt worden? 
Koch: Die Personifizierung in der Medien-
demokratie macht es immer schwerer, die
gesamte Bandbreite einer Volkspartei wie
unserer darzustellen. Jede Bemerkung
zur Sache wird sofort für oder gegen Per-
sonen gewertet, am liebsten gegen die
Führung. Außerdem gibt es bestimmte
Lebensläufe, die für sich standen, so nicht
mehr. Früher stand für das Konservative
Alfred Dregger oder für das Soziale Nor-
bert Blüm. Klar ist, dass wir unser Poten-
tial derzeit nicht voll ausschöpfen. Das
muss etwas mit unserer Darstellung der
Politik zu tun haben, denn program -
matisch haben wir das Potential dafür. 
SPIEGEL: Finanzminister Schäuble war aus
gesundheitlichen Gründen in den vergan-
genen Wochen nur eingeschränkt einsatz-
fähig. Kann sich Deutschland das leisten?
Koch: Ich finde die Diskussion unfair.
Wolfgang Schäuble hat selbst dann, wenn
er an bestimmten Sitzungen nicht teilge-
nommen hat, sehr, sehr verantwortlich
und mit sehr viel Autorität die Strukturen
der Finanzpolitik bestimmt. Der macht
seinen Job.
SPIEGEL: Stünden Sie bereit, wenn die
Kanzlerin Sie als Ersatzmann ruft?
Koch: Es gibt keinen Grund, diese Frage
zu diskutieren. Die Bundesregierung hat
einen guten Finanzminister.
SPIEGEL: Herr Koch, wir danken Ihnen für
dieses Gespräch.

Deutschland
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Koch, SPIEGEL-Redakteure*
„Schäuble macht seinen Job“
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U-Bahn in Berlin, Kita-Kinder in Erfurt: „Das meiste Geld sparen Sie dadurch, dass Sie überall etwas sparen“
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